[image: image1.jpg]


Satzungsentwurf 



Präambel 
§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr
Der Verein führt den Namen GZKG – Gesellschaft für zeitgenössische Kunst und Gegenwartskultur.

Der Verein soll als rechtsfähig in das Vereinsregister eingetragen werden und trägt dann den Zusatz „e.V.“

Der Sitz des Vereins ist Würselen.

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck des Vereins
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst und Kultur, der internationalen Gesinnung und des Völkerverständigungsgedankens.
Die Gesellschaft tritt ein für ein freies Forum für jede authentische Lebensäußerung und begegnet der Selektion des Marktes in solidarischem Miteinander. Gegen den Zwang zur Anbiederung an den institutionalisierten Unterhaltungsbetrieb unter der Prämisse der Gefälligkeit und Erklärbarkeit eines Werkes setzt die gzkg – Gesellschaft für zeitgenössische Kunst und Gegenwartskultur in Eigenverantwortlichkeit getragene Angebote an jede Öffentlichkeit, um in adäquater Form auch Phragmentarisches, Prozesshaftes, Unschönes und Unpopuläres zur Diskussion zu stellen. Das Schöne und Erbauliche lehnen wir jedoch nicht ab.

Die Bestrebungen nach Verwirklichung einer „idealen Kommune“, als Ort der größtmöglichen Solidarität einerseits und der größtmöglichen Selbstentfaltungsmöglichkeiten jedes Einzelnen andererseits, gehört für uns zu den selbstverständlichen kulturellen Zielen einer Kommune und damit ins Portfolio unserer Vereinsziele. Hier bisher Benachteiligten gilt unsere Besondere Aufmerksamkeit.
Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch

· die Durchführung künstlerisch-kultureller Projekte (Ausstellungen, Filmvorführungen, Konzerte, Lesungen, Vorträge, Workshops, Bildungsreisen und andere, insbesondere medien- und genreübergreifende – Veranstaltungs- und Publikationsformate) im realen und im virtuellen Raum 
· die Förderung jetziger und zukünftiger (auch digitaler) Ansätze in der Kunst- und Kulturproduktion


· die Kooperation mit regionalen, überregionalen und internationalen Kulturträgern zur Förderung des Kulturaustauschs und der Anbahnung internationaler Zusammenarbeit, die Entwicklung kunstpädagogischer Konzepte (mit dem Ziel künstlerisch-kulturelle Produktion in Kindergärten, Kindertagesstätten und Schulen zu etablieren)

· die Organisation von Bildungsveranstaltungen und Bildungsreisen

· das Verlegen und Verbreiten von Publikationen in digitaler und analoger (gedruckter) Form (beispielsweise Quartalshefte und Ausstellungskataloge), sowie die Verbreitung künstlerisch-kultureller Äußerungen in Bild und Ton in den Medien und im öffentlichen Raum

· die Bildung von Denkräumen mit interdisziplinärer Beteiligung zu künstlerischen, kulturellen und gesellschaftlichen Themen

· den Aufbau einer Artothek (Kunstleihe) mit Artefakten der zeitgenössischen Kunstproduktion und der Gegenwartskultur sowie einer Sammlung relevanter Literatur in Buch- und Magazinform
· den Aufbau eines Atelierhauses

· die Finanzierung von Stipendien für Residenzkünstler*innen (zum Zwecke des Aufenthalts im o.g. Atelierhaus)

· die Etablierung eines ständigen Ausstellungsbetriebes

· ferner durch alle Maßnahmen, die zum Erreichen des Vereinszweckes geeignet erscheinen.


· durch Initiative zu neu zu errichtenden oder zu reanimierenden Formaten und Spielorten in Würselen, innerhalb deren soziokulturelles, künstlerisches und brauchtumspflegerisches Leben gedeihen können. Und deren Darstellung in der Öffentlichkeit.


§ 3  Selbstlose Tätigkeit
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

§ 4 Mittelverwendung
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

§ 5 Verbot von Begünstigungen
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 6 Erwerb der Mitgliedschaft
Vereinsmitglieder können sowohl natürliche Personen als auch juristische Personen werden.

Die Mitgliedschaft wird durch Aufnahme erworben. Es ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag an den Verein zu richten.

Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand durch Beschluss. Mit der Beschlussfassung beginnt die Mitgliedschaft. Das Mitglied erhält eine schriftliche Aufnahmebestätigung. Ein Anspruch auf Aufnahme in den Verein besteht nicht. Die Ablehnung der Aufnahme muss nicht begründet werden.

§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Auflösung der juristischen Person.

Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem vertretungsberechtigten Vorstandsmitglied. Die schriftliche Austrittserklärung muss mit einer Frist von einem Monat jeweils zum Ende des Geschäftsjahres gegenüber dem Vorstand erklärt werden.

Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. Wichtige Gründe sind insbesondere ein die Vereinsziele schädigendes Verhalten oder die Verletzung satzungsmäßiger Pflichten oder eine der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte zuwiderlaufende Gesinnung.
Die Mitgliedschaft endet durch Streichung, wenn trotz zweimaliger Mahnung im Mindestabstand von zwei Wochen die Zahlung der Mitgliedsbeiträge nicht erfolgt ist. Nach Verstreichen einer Erklärungsfrist von drei Monaten endet die Mitgliedschaft automatisch. Die Frist beginnt mit dem Absenden der zweiten Mahnung.

Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedsverhältnis. Eine Rückgewähr von Beiträgen, Spenden oder sonstigen Unterstützungsleistungen ist grundsätzlich ausgeschlossen. Der Anspruch des Vereins auf rückständige Beitragsforderungen bleibt hiervon unberührt.

Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Gegen den Ausschluss steht dem Mitglied die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, die schriftlich binnen eines Monats an den Vorstand zu richten ist. Die Mitgliederversammlung entscheidet im Rahmen des Vereins endgültig. Dem Mitglied bleibt die Überprüfung der Maßnahme durch Anrufung der ordentlichen Gerichte vorbehalten. Die Anrufung eines ordentlichen Gerichts hat aufschiebende Wirkung bis zur Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung.

§ 8 Vereinsordnungen
Der Verein gibt sich zur Regelung der vereinsinternen Abläufe Vereinsordnungen. Die Vereinsordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung. Für den Erlass, die Änderung und Aufhebung von Vereinsordnungen ist der Vorstand zuständig.

Der Vorstand kann für folgende Bereiche Vereinsordnungen erlassen:

    - Vereinsordnung des Vorstands

    – Beitragsordnung

    - Reisekostenordnung

§ 9 Beiträge
Von den Mitgliedern werden eine Aufnahmegebühr und ein Mitgliedsbeitrag erhoben. Regelungen zu Umfang und Zahlungsweise werden in der Beitragsordnung geregelt.

§ 10 Organe des Vereins
Organe des Vereins sind

· die Mitgliederversammlung

· der Vorstand

§ 11 Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere die Wahl und Abwahl des Vorstands, Entlastung des Vorstands, Entgegennahme der Berichte des Vorstandes, Wahl der Kassenprüfer/innen, Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins, Entscheidung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern in Berufungsfällen sowie weitere Aufgaben, soweit sich diese aus der Satzung oder nach dem Gesetz ergeben.

Im ersten Quartal eines jeden Geschäftsjahres findet eine ordentliche Mitgliederversammlung statt. 
Der Vorstand ist zur Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung verpflichtet, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich [per Brief oder eMail] unter Angabe von Gründen verlangt.

Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von einem Monat schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt als den Mitgliedern zugegangen, wenn es an die letzte dem Verein bekannt gegebene Anschrift gerichtet war. 
Die Tagesordnung ist zu ergänzen, wenn dies ein Mitglied bis spätestens eine Woche vor dem angesetzten Termin schriftlich beantragt. Die Ergänzung ist zu Beginn der Versammlung bekanntzumachen.

Anträge über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins, die den Mitgliedern nicht bereits mit der Einladung zur Mitgliederversammlung zugegangen sind, können erst auf der nächsten Mitgliederversammlung beschlossen werden.

Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Sie wird von einem Vorstandsmitglied geleitet. Zu Beginn der Mitgliederversammlung ist ein Schriftführer zu wählen.

Jedes Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich oder für ein Mitglied unter Vorlage einer schriftlichen Vollmacht ausgeübt werden.

Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben außer Betracht.

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist.

§ 12 Vorstand
Der Vorstand im Sinn des § 26 BGB besteht aus mindestens  2, höchstens 5 gleichberechtigten Vorsitzenden und dem/der Kassierer*in.

Die Vorsitzenden vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Alle Vorsitzenden sind einzeln vertretungsberechtigt.

Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn eine einfache Mehrheit der Vorstandsmitglieder anwesend sind. Er fasst Beschlüsse mit Einstimmigkeit. Bei Stimmenungleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Alle Beschlüsse des Vorstands werden protokolliert und stehen den Mitgliedern zur Ansicht zur Verfügung. Beschlüsse des Vorstands können bei Eilbedürftigkeit auch schriftlich oder fernmündlich gefasst werden, wenn kein Vorstandsmitglied widerspricht.

Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. Diese Satzungsänderungen müssen der nächsten Mitgliederversammlung mitgeteilt werden.

Eine Vereinsordnung kann nur vom Vorstand aufgestellt und geändert werden.

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren gewählt. er bleibt so lang im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist.

Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden. Wiederwahl ist zulässig. Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Vorstand.

§ 13 künstlerische/r Direktor*in / Magister/ Magistra Ludi
Der Vorstand kann durch Beschluss einen künstlerisches Direktorat gemäß § 30 BGB als besondere Vertretung bestellen.

Das künstlerische Direktorat wird für ein einzelnes, zeitlich befristetes Projekt, für eine Reihe einzelner, zeitlich begrenzter Projekte, oder für einen begrenzten Zeitraum bestimmt. Ihm obliegt die selbstständige, nicht weisungsgebundene Planung und Durchführung von Veranstaltungen und Projekten im Sinne des Vereinszweckes. Im Rahmen seiner Aufgaben ist der künstlerische Direktor berechtigt den Verein auch nach außen zu vertreten. Entscheidungen über Arbeitsverträge, Kündigungen sowie Mitgliedsaufnahmen und -ausschlüsse bleiben dem Vorstand vorbehalten.

Das Direktorat hat die Pflicht zur Teilnahme an den Mitgliederversammlungen und das Recht - und auf Verlangen des Vorstandes die Pflicht - an den Vorstandssitzungen teilzunehmen. Er hat auf allen Sitzungen Rederecht und ist den Vereinsorganen gegenüber rechenschaftspflichtig.

Der Vorstand kann den Direktor jederzeit und ohne Angabe von Gründen abberufen.

Weitere Regelungen zu den Aufgaben und Befugnissen des künstlerischen Direktors, sowie zu dessen Verhältnis zum Vorstand, trifft die interne Vereinsordnung des Vorstands.

§ 14 Kassenprüfung
Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren eine/n Kassenprüfer*in. Diese/r darf nicht Mitglied des Vorstands sein. Wiederwahl ist zulässig.

§ 15 Vereinsfinanzierung
Die erforderlichen Geld- und Sachmittel des Vereins werden beschafft durch:

    

    - Aufnahmegebühren und Mitgliedsbeiträge    

    - Zuschüsse des Landes, der Kommunen und anderer öffentlicher Stellen

            - Sponsorenverträge

            - Spenden (z. B. von über einen Förderkreis)

            - Zuwendungen Dritter (z. B. der freien Wohlfahrtspflege)

    - Einnahmen aus dem Verleih von Kunstwerken aus der Artothek

    - Entgelte für seine Tätigkeit (z. B. Vermittlung und Einbringung von Kenntnissen)

§16 Salvatorische Klausel

Sollte eine der Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise rechtswidrig oder unwirksam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. In einem solchen Fall ist die Satzung vielmehr ihrem Sinne gemäß zur Durchführung zu bringen.


§ 17  Schlussbestimmungen
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Ärzte ohne Grenzen e.V., der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.

Wird mit der Auflösung des Vereins nur eine Fusion mit einem gleichartigen anderen Verein angestrebt, geht das Vermögen auf den neuen Rechtsträger über. Die unmittelbare ausschließliche Verfolgung des bisherigen Vereinszwecks durch den neuen Rechtsträger muss gewährleistet sein.

Weitergehende Regelungen trifft die interne Vereinsordnung des Vorstands.



Anwesend bei der Gründungsversammlung am 15.05.2023 im Büro der Die PARTEI Fraktion,
städtische Dienststelle am Lindenplatz 24, 52146 Würselen:


Anja Winkler-Johach  ________________________________________________


Iska Zander ________________________________________________________


Ilka Habrich Arntz ​​​​​​​​​​​​​​​​​​___________________________________________________


Alfred Reuters ______________________________________________________




Kontakt:

Anja Winkler-Johach
Grevenberger Straße 71
52146 Würselen
info@gzkg.de
